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185 Bekanntmachung 
  Satzung über die Elternbeiträge in Kindertageseinrichtungen und  
  Kindertagespflege 
  (Elternbeitragssatzung) 
 
Auf Grund des § 5 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994, zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 19.12.2013 (GV. NRW S. 878), des § 90 Abs. 1 Achtes Sozialgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 
08.12.1998 (BGBl. I S. 3546), zuletzt geändert durch Gesetz vom 31.12.2018 (BGBl. I S. 2698) sowie § 23 des Gesetzes zur frühen Bildung 
und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz - KiBiz, GV.NRW S. 462), zuletzt geändert durch Gesetz vom 21.11.2017 (GV.NRW S. 
834)hat der Kreistag des Kreises Minden-Lübbecke in seiner Sitzung am 24.06.2019 folgende Satzung beschlossen:   
 
Teil I - Elternbeiträge  
 
§ 1 Allgemeines 
 
(1)  Für die Inanspruchnahme von Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege nach dem Kinderbildungsgesetz (KiBiz) in seinem Ju-

gendamtsbezirk wird durch den Kreis Minden-Lübbecke gem. § 23 Abs. 1 und 5 KiBiz ein öffentlich-rechtlicher Beitrag als Finanzie-
rungsanteil an den Jahresbetriebskosten erhoben. Die Höhe der Elternbeiträge ergibt sich aus der Anlage zu dieser Satzung. 

 
(2) Der Kreis Minden-Lübbecke als örtlicher Träger der öffentlichen Jugendhilfe überträgt gem. § 23 Abs. 6 KiBiz die Aufgabe der Festset-

zung und Erhebung der Elternbeiträge auf die Städte und Gemeinden ohne eigenes Jugendamt im Kreis Minden-Lübbecke. Die Eltern-
beiträge für die Inanspruchnahme einer Tageseinrichtung sind an die örtlich zuständige Stadt oder Gemeinde zu zahlen, die Elternbei-
träge für die Inanspruchnahme von Kindertagespflege an den Kreis Minden-Lübbecke als örtlichen Träger der Jugendhilfe.  
Die von den Kommunen für die Inanspruchnahme von Tageseinrichtungen eingenommenen Elternbeiträge sind bis zum 10. des Folge-
monats an den Kreis Minden-Lübbecke weiterzuleiten. Die Einzelheiten des Abrechnungsverfahrens regelt der Landrat, eine Erstattung 
von Personal- und Sachkosten erfolgt nicht. 

 
(3) Für die Inanspruchnahme von Leistungen der Kindertagespflege ergibt sich die Höhe der entsprechenden Elternbeiträge aus der Anla-

ge. Ergänzend sind die Richtlinien zur Förderung von Kindern in Kindertagespflege zu beachten.  
 
(4) Für die Auslegung und Anwendung der §§ 2 bis 9 dieser Satzung greift der Kreis Minden-Lübbecke bzw. die durch diese Satzung er-

mächtigten Städte und Gemeinden auf die zum § 17 GTK in der Fassung bis zum 31.07.2006 sowie den nachfolgenden einschlägigen 
Regelungen ergangene Verwaltungsgerichtsrechtsprechung zurück, soweit in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist.  
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§ 2 Beitragspflichtiger Personenkreis 
 
(1)  Beitragspflichtig sind in der Regel die Eltern, Adoptiveltern oder diesen rechtlich gleichgestellte Personen, mit denen das Kind zusam-

men lebt. Lebt das Kind nur mit einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern.  
 
(2) Bezieher von Leistungen nach dem SGB II, SGB XII, dem Asylbewerberleistungsgesetz, eines Kinderzuschlages und von Wohngeld sind 

von der Zahlung von Elternbeiträgen befreit. 
 
(3) Wird bei Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII den Pflegeeltern ein Kinderfreibetrag nach § 32 Einkommensteuergesetz gewährt oder Kin-

dergeld gezahlt, treten die Personen, die diese Leistung erhalten, an die Stelle der Eltern. Dieser Personenkreis zahlt einen Elternbei-
trag, der sich nach der Elternbeitragsstaffel aus der zweiten Einkommensgruppe ergibt. 

 
(4) Beitragsschuldner sind die Personen im Sinne von Absatz 1 und 2; mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.  
 
§ 3 Beitragszeitraum 
 
(1) Beitragszeitraum für die Betreuung in der Kindertagespflege ist der Kalendermonat. Die Beitragspflicht wird durch Urlaubszeiten der 

Tagespflegeperson - soweit diese vier Wochen pro Jahr nicht überschreiten - oder krankheitsbedingte Abwesenheitszeiten des Kindes 
nicht berührt. 

 
(2) Die Beitragspflicht in der Kindertagespflege beginnt mit dem 01. des Monats, zu welchem die öffentliche Förderung bewilligt wurde 

und endet mit dem Monat, zu dessen Ende die die öffentliche Förderung abläuft.  
 
(3) Die Beitragspflicht endet auch bei rechtswirksam gekündigtem Betreuungsvertrag mit der Tagespflegeperson. Eine außerordentliche 

Kündigung des Betreuungsvertrages und damit die Beendigung der Beitragspflicht ist möglich bei Umzug des Kindes in eine andere 
Stadt oder Gemeinde oder dauerhafter Erkrankung des Kindes. Eine außerordentliche Vertragskündigung ist ebenfalls möglich, wenn 
das Kind vorzeitig in eine Kindertageseinrichtung aufgenommen wird. Eine Umgehung der Beitragspflicht durch Kündigung des Betreu-
ungsvertrages in den Ferienmonaten ist grundsätzlich nicht möglich. 

 
(4)  Beitragszeitraum für die Betreuung in einer Tageseinrichtung ist das Kindergartenjahr; dieses entspricht dem Schuljahr. Die Beiträge 

werden als volle Monatsbeiträge erhoben. Die Beitragspflicht wird durch Schließungszeiten der Einrichtung (z. B. in den Ferien) sowie 
durch die tatsächlichen An- und Abwesenheitszeiten des Kindes nicht berührt.  

 
(5) Die Beitragspflicht beginnt mit dem 01. des Monats, in dem das Kind in die Einrichtung aufgenommen wird und endet in der Regel mit 

Ablauf des Kindergartenjahres, zu dessen Ende das Kind die Einrichtung verlässt. 
  
(6) Die Beitragspflicht endet auch bei rechtswirksam gekündigtem Betreuungsvertrag mit dem Träger der Einrichtung. Eine außerordentli-

che Kündigung des Betreuungsvertrages und damit die Beendigung der Beitragspflicht ist möglich bei Umzug des Kindes in eine andere 
Stadt oder Gemeinde oder dauerhafter Erkrankung des Kindes. Eine Umgehung der Beitragspflicht durch Kündigung des Betreuungs-
vertrages in den Ferienmonaten ist grundsätzlich nicht möglich. 

 
(7) Das letzte Kindergartenjahr vor der Einschulung ist beitragsfrei. 
 
 
§ 4 Höhe der Elternbeiträge 
 
(1)  Die Beitragspflichtigen haben entsprechend ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit monatlich öffentlich-rechtliche Beiträge zu den 

Jahresbetriebskosten der Einrichtung bzw. für die Inanspruchnahme von Leistungen zur Kindertagespflege zu entrichten. Die wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit richtet sich nach dem Jahreseinkommen gemäß § 6 dieser Satzung. Die Höhe der Elternbeiträge für Be-
treuungsangebote gem. § 1 richtet sich grundsätzlich nach dem vertraglich vereinbarten Betreuungsumfang und dem Alter des Kindes. 
Wird ein beitragspflichtiges Kind 3 Jahre alt, ändert sich der Elternbeitrag zum 01. des Monats, in dem das Kind das 3. Lebensjahr voll-
endet. 

 
(2) Die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege durch Kinder, die am 01. August des Folge-

jahres schulpflichtig werden, ist in dem Kindergartenjahr, das der Einschulung vorausgeht, beitragsfrei. Kinder, die vorzeitig in die Schu-
le aufgenommen werden sollen, werden ab dem 01.12. für maximal 12 Monate beitragsfrei gestellt. Werden Kinder nach § 35 Abs. 3 
Schulgesetz NRW für ein Jahr zurück gestellt, so beträgt die Elternbeitragsfreiheit nach Satz 1 ausnahmsweise zwei Jahre. 

 
(3) Der Träger einer Einrichtung sowie eine Tagespflegeperson können gem. § 23 Abs. 1 und 4 KiBiz  von den Eltern ein Entgelt für das Mit-

tagessen verlangen.  
 
(4) Bei kombinierter Betreuung in einer Tageseinrichtung und in Kindertagespflege sind die jeweiligen Elternbeiträge in Abhängigkeit vom 

vertraglich vereinbarten Betreuungsumfang (Buchungszeit) an die Stadt bzw. Gemeinde (Besuch einer Tageseinrichtung) bzw. an den 
Kreis Minden-Lübbecke als örtlichen Träger der Jugendhilfe (Inanspruchnahme der Kindertagespflege) in vollem Umfang zu zahlen. Ei-
ne kombinierte Betreuung ist auch gegeben, wenn die zweite Betreuungsform auf Grund von Schließungszeiten der ersten Betreuung 
in Anspruch genommen wird.  

 
(5) Ist eine kombinierte Betreuung auf Grund der beruflichen Tätigkeit oder Ausbildung der Eltern außerhalb der Öffnungszeiten der in An-

spruch genommenen Kindertagesstätte nachweislich erforderlich, ermäßigt sich der Elternbeitrag für die Betreuung in der Kinderta-
gespflege um 50 %. „Außerhalb der Öffnungszeiten“ bezieht sich auf die wöchentliche Öffnungszeit der Tagesstätte, nicht auf Schlie-
ßungszeiten z. B. während der Ferien. 

 
 
§ 5 Buchungszeiten 
 
(1) Der für die Festsetzung der Höhe des Elternbeitrages maßgebliche Betreuungsumfang wird bestimmt durch die von den Beitragspflich-

tigen mit der Tageseinrichtung in der Regel für das Kindergartenjahr vereinbarten Buchungszeiten i. H. v. 25 / 35/ 45 Wochenstunden.  
 
(2)  Die Buchung von 25 Wochenstunden berechtigt zum Besuch der Einrichtung bis zu 5 Stunden grundsätzlich am Vormittag bis 12.30 Uhr 

(ohne Mittagessen). 
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(3) Die Buchung von 35 Wochenstunden berechtigt entweder zum Besuch der Einrichtung 
 a) am Vormittag bis 12.30 Uhr (ohne Mittagessen) mit der Möglichkeit der Rückkehr des Kindes am Nachmittag ab 14.00 Uhr, längs-

tens 7 Stunden täglich 
 oder 
 b) am Vormittag durchgehend bis 14.00 Uhr (Mittagessen möglich), 7 Stunden täglich. 
 
(4) Die Buchung von 45 Wochenstunden berechtigt zum durchgehenden ganztägigen Besuch der Einrichtung (mit Mittagessen). 

Diese Ganztagsbetreuung ist der Vereinbarkeit von Familie und Beruf vorbehalten oder wenn die Förderung für die Entwicklung des 
Kindes zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit geboten ist. 

 
(5) Die Buchungszeit bedeutet die Möglichkeit der Nutzung, nicht die tatsächliche Inanspruchnahme. Der Bildungs-, Erziehungs- und Be-

treuungsauftrag des § 3 KiBiz gilt für alle betreuten Kinder. Die Einrichtungen haben ihre Bildungskonzepte so zu gestalten, dass sie die 
unterschiedlichen Lebenslagen der Kinder berücksichtigen. Daher ist unabhängig von der gebuchten Betreuungszeit zu gewährleisten, 
dass alle Kinder an den Bildungsangeboten teilnehmen können. Dies gilt insbesondere bei der Buchung von 25 Stunden. Veranstaltun-
gen mit einmaligem oder Sondercharakter wie z.B. Sommer-/Laternenfeste, Großelternnachmittage, Ausflüge sind unabhängig von der 
Buchungszeit allen Kindern zugänglich zu machen. 

 
(5a)Der Besuch eines „Vorschulclubs“ am Nachmittag im letzten Betreuungsjahr ist auch den Kindern zugänglich zu machen, für die eine 

Betreuungszeit nach § 5 Abs. 3 b) gebucht wurde, wenn an diesem Wochentag die Buchungszeit nach § 5 Abs. 3 a) in Anspruch ge-
nommen wird. Kinder mit einer Buchungszeit von 25 Stunden wöchentlich müssen auf 35 Stunden aufstocken. 

 
(6)  Der für die Festsetzung der Höhe des Elternbeitrages maßgebliche Betreuungsumfang in der Kindertagespflege wird bestimmt durch 

die von den Beitragspflichtigen mit der Tagespflegeperson vereinbarten Buchungszeiten i. H. v. 15/25 / 35/ 45 Wochenstunden.  
Die Verteilung der Betreuungsstunden auf die einzelnen Wochentage wird im Vertrag festgelegt.  

 
(7)  Näheres zu den Absätzen (2) - (6) regeln die Träger der Einrichtungen bzw. die Tagespflegeperson im Betreuungsvertrag. 
 
 
§ 6 Einkommensermittlung 
 
(1)  Einkommen im Sinne dieser Vorschrift ist die Summe der positiven Einkünfte der Beitragspflichtigen im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des 

Einkommenssteuergesetzes abzüglich der Werbungskosten und der nachgewiesenen Kinderbetreuungskosten. Ein Ausgleich mit Ver-
lusten aus anderen Einkunftsarten und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten oder aus Vorjahren ist nicht zulässig. Dem 
Einkommen im Sinne des Satzes 1 sind steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur Deckung des Lebensunterhaltes be-
stimmten öffentlichen Leistungen für die Eltern und das Kind, für das der Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen. Das Kindergeld 
nach dem Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften und das Betreuungsgeld nach dem Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetz (BEEG) sind nicht hinzuzurechnen. Das Elterngeld nach dem BEEG ist, soweit es den Monatsbetrag von 300,00 € übersteigt, 
anzurechnen. Bei Mehrlingsgeburten bleiben 300,00 € monatlich pro Kind anrechnungsfrei. Wird das Elterngeld in halben Monatsbe-
trägen ausgezahlt, so dass sich der Auszahlungszeitraum verdoppelt, bleibt es nur bis zu einer Höhe von 150 Euro als Einkommen un-
berücksichtigt. Bei Mehrlingsgeburten bleiben 150 Euro pro Kind anrechnungsfrei. Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäfti-
gungsverhältnis oder auf Grund der Ausübung eines Mandats und steht ihm auf Grund dessen für den Fall des Ausscheidens eine le-
benslängliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen Rentenversicherung nachzuversichern, 
dann ist dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen ein Betrag von 10 v. H. der Einkünfte aus diesem Beschäftigungsverhältnis 
oder auf Grund der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen. Für das dritte und jedes weitere Kind in der Familie sind die nach § 32 Abs. 
6 Einkommenssteuergesetz zu gewährenden Freibeträge von dem nach diesem Absatz ermittelten Einkommen abzuziehen. 

 
(2)  Maßgebend ist das Einkommen in dem der Angabe vorangegangenen Kalenderjahr. Wenn sich das Einkommen voraussichtlich für ei-

nen Zeitraum von mehr als drei Monaten verändert, ist abweichend von Satz 1 das aktuelle Jahreseinkommen für das laufende Kalen-
derjahr hochzurechnen. In diesem Fall sind zu erwartende Sonder- und Einmalzahlungen, die im laufenden Jahr anfallen, hinzuzurech-
nen. Bei unterschiedlich hohem Monatseinkommen ist ein durchschnittliches monatliches Einkommen zugrunde zu legen. Der Eltern-
beitrag ist ab dem Kalendermonat nach Eintritt der Änderung neu festzusetzen. Eine Nacherhebung für die Monate des laufenden Ka-
lenderjahres bis zum Eintritt der Änderung bleibt vorbehalten. Soweit Monatseinkommen nicht bestimmbar sind, ist abweichend von 
Satz 2 auf das zu erwartende Jahreseinkommen abzustellen. Steht nach Ablauf des Kalenderjahres das tatsächliche Jahreseinkommen 
fest, ist die Beitragsfestsetzung zu überprüfen und ggf. anzupassen. 

 
 
§ 7 Beitragsermäßigung 
 
(1)  Besuchen zwei oder mehr Kinder einer Familie oder von Personen, die nach § 2 beitrags-pflichtig sind, gleichzeitig eine Tageseinrich-

tung bzw. nehmen Leistungen zur Kindertagespflege in Anspruch, so wird für höchstens zwei Kinder ein Elternbeitrag erhoben. Für das 
zweite Kind wird eine Ermäßigung in Höhe von 50 v. H. gewährt. Ergeben sich ohne die zuvor genannte Beitragsermäßigung bzw. -
befreiung unterschiedlich hohe Elternbeiträge, so gilt als erstes Kind das Kind, für das sich der höchste Beitrag ergibt. Die 50-prozentige 
Ermäßigung wird für das Kind gewährt, für das sich der zweithöchste Beitrag ergibt. 

 
(2)  Abweichend von Abs. 1 wird im Falle einer Beitragsfreiheit gem. § 4 Abs. 2 ausschließlich für ein Kind ein um 50 v. H. ermäßigter El-

ternbeitrag erhoben. Maßgebend ist das Kind mit dem höchsten Elternbeitrag.  
 
 
§ 8 Auskunfts- und Anzeigepflichten 
 
(1)  Für die Festsetzung der Elternbeiträge teilt der Träger der Einrichtung gem. § 1 Absatz 1 der örtlich zuständigen Stadt oder Gemeinde 

im Jugendamtsbezirk unverzüglich die Namen, Anschriften, Geburtsdaten, die Aufnahme- und Abmeldedaten der Kinder, Betreuungs-
umfang (Buchungszeit) sowie die entsprechenden Angaben der Eltern mit. Bei der Aufnahme und danach auf Verlangen, haben die Bei-
tragspflichtigen der Stadt bzw. Gemeinde sämtliche für die Beitragsermittlung erforderlichen Unterlagen vorzulegen. Veränderungen 
in den wirtschaftlichen oder persönlichen Verhältnissen, die für die Bemessung des Elternbeitrages maßgeblich sind, sind unverzüglich 
mitzuteilen.  

  
(2) Kommen die Beitragspflichtigen ihren Auskunfts-, Anzeige-, und Vorlagepflichten nicht oder nicht in ausreichendem Maße nach, so ist 

der höchste Elternbeitrag für die jeweilige Altersstufe und Betreuungsform zu leisten. 
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§ 9 Beitragsfestsetzung  
 
(1)  Die Festsetzung des Elternbeitrages erfolgt von der zuständigen Stadt oder Gemeinde durch Bescheid. 
 
(2) Bei einer vorläufigen Festsetzung des Elternbeitrages bzw. bei einer Festsetzung nach § 8 Abs. 2 erfolgt die endgültige Festsetzung 

rückwirkend nach Vorlage der erforderlichen Einkommensunterlagen. Wird bei einer Überprüfung festgestellt, dass sich Änderungen 
der Einkommensverhältnisse ergeben haben, die zur Zugrundelegung einer anderen Einkommensgruppe führen, so ist der Beitrag auch 
rückwirkend im Rahmen der Verjährungsfristen neu festzusetzen.  
Die Verjährungsfrist für Elternbeiträge ergibt sich aus § 12 Abs. 1 Nr. 4b des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) i.V.m. § 169 Abs. 2 Satz 1 und § 170 Abs. 2 Nr. 1 Abgabenordnung (AO).  

 
§ 10 Fälligkeit 
 
Die Elternbeiträge werden jeweils zum 15. des Monats fällig.  
 
§ 11 Beitreibung 
 
Die Beiträge können nach § 1 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW vom 13.5.1980 in der jeweils gültigen Fassung im Verwaltungs-
zwangsverfahren beigetrieben werden.  
 
§ 12 Bußgeldvorschriften 
 
Ordnungswidrig handelt, wer die in § 6 Abs. 1 bezeichneten Angaben vorsätzlich oder fahrlässig unrichtig oder unvollständig macht.  
Die Ordnungswidrigkeit kann gem. § 17 Ordnungswidrigkeiten-Gesetz mit einer Geldbuße von bis zu 1.000 Euro geahndet werden.  
 
 
Teil II - Übergangs- und Schlussbestimmungen 
 
§ 13 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.08.2019 in Kraft. Vorherige Regelungen treten gleichzeitig außer Kraft. 
 
Minden, den 24.06.2019 
  Dr. Ralf Niermann 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Elternbeitragssatzung des Kreises Minden-Lübbecke wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewie-
sen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekom-
men dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Landrat hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis Minden-Lübbecke vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
  Anlage 
  Tabelle über die Höhe der Elternbeiträge 
  für Betreuungsangebote gem. § 1 der Elternbeitragssatzung 
 

Einkommensgruppe 

Kinder unter 3 Jahren Kinder von 3 Jahren bis zum Beginn der Schulpflicht und 
Schulkinder 

nur  
Kindertages- 
pflege 
bis 15 Stunden 

bis 
25 Stunden 

bis  
35 Stunden 

bis  
45 Stunden 

nur 
Kindertages- 
pflege 
bis 15 Stunden 

bis 
25 Stunden 

bis  
35 Stunden 

bis 
45 Stunden 

bis zu 18.000,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 

bis zu 25.000,00 € 23,00 € 46,00 € 51,00 € 65,00 € 14,00 € 27,00 € 30,00 € 49,00 € 

bis zu 37.000,00 € 48,00 € 96,00 € 106,00 € 134,00 € 23,00 € 46,00 € 51,00 € 82,00 € 

bis zu 49.000,00 € 70,00 € 141,00 € 156,00 € 198,00 € 38,00 € 76,00 € 84,00 € 133,00 € 

bis zu 61.000,00 € 93,00 € 187,00 € 208,00 € 264,00 € 60,00 € 120,00 € 133,00 € 206,00 € 

bis zu 75.000,00 € 105,00 € 210,00 € 233,00 € 328,00 € 79,00 € 156,00 € 174,00 € 272,00 € 

bis zu 90.000,00 € 120,00 € 239,00 € 266,00 € 373,00 € 102,00 € 204,00 € 227,00 € 321,00 € 

über 90.000,00 € 129,00 € 258,00 € 287,00 € 399,00 € 111,00 € 223,00 € 248,00 € 348,00 € 
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186 Bekanntmachung 
  Ungültigkeitserklärung eines Dienstausweises 
 
Der Dienstausweis Nr. 942 des Beamten Frank Küchhold, ausgestellt am 08.07.2013 vom Kreis Minden-Lübbecke, ist in Verlust geraten. Er 
wird hiermit für ungültig erklärt. Der unbefugte Gebrauch des Ausweises wird strafrechtlich verfolgt. Sollte der Ausweis gefunden werden, 
wird gebeten, ihn dem Kreis Minden-Lübbecke - Steuerungsunterstützung und Interner Service -, Portastraße 13, 32423 Minden, zuzulei-
ten. 
 
Minden, den 08.07.2019 
  KREIS MINDEN-LÜBBECKE 
  Der Landrat 
 
 
 
187 Bekanntmachung 
  Öffentliche Zustellung von Bußgeldbescheiden 
 
Die Zustellung von Bußgeldbescheiden wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des 
Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
188 Bekanntmachung 
  Öffentliche Zustellung eines Bescheides des Jobcenters (proArbeit) 
 
Die Zustellung eines Bescheides des Jobcenters (proArbeit) wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom  
Erscheinungstag des Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
189 Bekanntmachung 
  Öffentliche Zustellung von Ordnungsverfügungen 
 
Die Zustellung von Ordnungsverfügungen wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des 
Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
190 Erscheinungstermine 
  des Amtlichen Kreisblattes 
 

Nr.  19 Redaktionsschluss 08.08.2019 Ausgabe 15.08.2019 
Nr.  20 Redaktionsschluss 22.08.2019 Ausgabe 29.08.2019 
Nr.  21 Redaktionsschluss 12.09.2019 Ausgabe 19.09.2019 
Nr.  22 Redaktionsschluss 19.09.2019 Ausgabe 26.09.2019 

 
 
 
191 Bekanntmachung 
  der Stadt Bad Oeynhausen 
   
  Möglichkeit der Einsichtnahme gem. § 16 Korruptionsbekämpfungsgesetz NRW 
 
Die Angaben gem. § 16 Korruptionsbekämpfungsgesetz NRW bezüglich der  
Auskunftspflichten der Ratsmitglieder und sachkundigen Bürger sowie des Hauptverwaltungsbeamten für das Jahr 2018 können jederzeit 
während der allgemeinen Öffnungszeiten im Bürgerbüro des Rathauses I, Ostkorso 8, sowie im Internet unter www.badoeynhausen.de 
eingesehen werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Gewähr für die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben sowie deren Aktualisierung bei den jewei-
ligen Meldepflichtigen liegt. 
 
Bad Oeynhausen, 29.07.2019 
  gez. Wilmsmeier 
  Bürgermeister 
 
 
 
192 Bekanntmachung 
  1. Änderungssatzung vom 18.07.2019 
  zur Hundesteuersatzung der Stadt Bad Oeynhausen vom 30.11.2010 
   
  Präambel 
 
Aufgrund von § 7 Abs. 1 i. V. m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchst. f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 - 
GO NRW – (GV.NRW.S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Weiterentwicklung der politischen Partizipation in den Ge-
meinden und zur Änderung  kommunalverfassungsrechtlicher Vorschriften vom 19.12.2013 (GV NRW S. 878) hat der Rat der Stadt Bad 
Oeynhausen in seiner Sitzung am 03.07.2019 folgende Satzung beschlossen: 
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  Artikel I 
 
§ 1 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 
 
Steuerpflichtig ist der Hundehalter. Hundehalter ist, wer einen Hund im eigenen Interesse oder im Interesse seines Haushaltsangehörigen 
in seinem Haushalt aufgenommen hat. Alle in einen Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als von den Haushaltsangehörigen gemein-
sam gehalten. Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder mehrere Hunde, so sind sie Gesamtschuldner. Ein zugelaufener Hund gilt 
als aufgenommen, wenn er nicht innerhalb von zwei Wochen beim Ordnungsamt der Stadt Bad Oeynhausen gemeldet und bei einer von 
diesem bestimmten Stelle abgegeben wird. 
 
Nach § 3 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt: 
 
Eine Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für Hunde, die der Halter ab dem 01.01.2020 aus dem Tierheim Eichenhof (Vlotho) - Tier-
schutzverein Vlotho u. U. e. V., Brommersiek 18, 32602 Vlotho - übernimmt. Die Steuerbefreiung wird befristet für 24 Monate erteilt. Die 
Frist beginnt mit dem 1. des Monats, in dem der Hund aus der Einrichtung übernommen worden ist. 
Als Nachweis der Übernahme ist der entsprechende Übernahmevertrag vom Halter vorzulegen. 
 
Eine Steuerbefreiung wird nicht erteilt, wenn der Halter Vorbesitzer des Hundes ist. 
 
Wird der Hund innerhalb der Frist nach Satz 2 an einen anderen Halter abgegeben, so gilt die Steuerbefreiung nicht für den neuen Halter 
fort, sondern endet mit der Steuerpflicht des bisherigen Halters. 
 
§ 4 Abs. 1 Buchstabe d wird wie folgt gefasst: 
 
Hunde, die von Personen gehalten werden, die Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 27-40 SGB-XII), Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung (§§ 41-46 SGB-XII), Arbeitslosengeld II (§§ 19-27 SGB-II) oder Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz erhalten sowie 
diesen einkommens- und vermögensmäßig gleichstehenden Personen. 
 
§ 5 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
Der Antrag auf Steuerbefreiung oder -ermäßigung ist innerhalb von zwei Wochen nach Aufnahme des Hundes, bei bereits versteuerten 
Hunden spätestens zwei Wochen vor Beginn des Monats, in dem die Steuervergünstigung wirksam werden soll, schriftlich bei der Stadt zu 
stellen. 
 
Nach § 7 Abs. 3 Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 
 
Dies gilt nur, soweit die Überschneidung der Heranziehungszeiträume bei fristgemäßer An- bzw. Abmeldung unvermeidlich ist. 
 
Nach § 8 Abs. 2 wird folgender Abs. 2a eingefügt: 
 
Die nach dieser Satzung bestehenden Meldepflichten und sonstigen Verpflichtungen bestehen unbeschadet und zusätzlich zu den Melde-
pflichten nach anderen Rechtsvorschriften. Meldungen nach anderen Rechtsvorschriften begründen keine Kenntnis im Sinne des § 6 Abs. 2 
und § 6 Abs. 3 Satz 2. 
 
  Artikel II 
 
Die 1. Änderungssatzung zur Hundesteuersatzung der Stadt Bad Oeynhausen vom 30.11.2010 tritt zum 01.01.2020 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-

che bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Bad Oeynhausen, 18.07.2019 
  gez. Wilmsmeier 
  Bürgermeister 
 
 
 
193 Bekanntmachung 
  Satzung über den Ersatz des Verdienstausfalls der beruflich selbständigen ehrenamtlichen Angehörigen 
  der Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Hüllhorst 
 
 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 
666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 11.04.2019 (GV. NRW S. 202) und § 21 des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und 
den Katastrophenschutz vom 17.12.2015 (GV. NRW S. 885), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.05.2018 (GV. NRW S. 244) hat der Rat 
der Gemeinde Hüllhorst in seiner Sitzung vom 03.07.2019 folgende Satzung beschlossen: 
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§ 1 Ersatz des Verdienstausfalls 
 
1.) Beruflich selbständige ehrenamtliche Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr der Gemeinde Hüllhorst haben Anspruch auf Ersatz des 
Verdienstausfalls der ihnen durch die Teilnahme an Einsätzen, Übungen, Aus- und Fortbildungen sowie der Teilnahme an sonstigen Veran-
staltungen auf Anforderung der Gemeinde Hüllhorst entsteht. 
 
2.) Der Verdienstausfall wird für jede Stunde der versäumten regelmäßigen Arbeitszeit berechnet. Die letzte angefangene Stunde wird voll 
berechnet. Die regelmäßige Arbeitszeit ist individuell zu ermitteln und im Einzelfall nachzuweisen. Verdienst, der außerhalb der regelmäßi-
gen Arbeitszeit hätte erzielt werden können, bleibt außer Betracht. 
 
3.) Der Regelstundensatz für den Ersatz des Verdienstausfalls wird auf 40,00 € festgesetzt. Die Zahlung des Regelstundensatzes unterbleibt, 
wenn ersichtlich keine finanziellen Nachteile entstanden sind. 
 
4.) Auf Antrag wird eine den Regelstundensatz übersteigende Verdienstausfall-pauschale pro Stunde gezahlt, sofern ein entsprechendes 
Einkommen durch schriftliche Erklärung nachgewiesen wird. Die Verdienstausfallpauschale wird im Einzelfall auf der Grundlage des glaub-
haft gemachten Einkommens nach billigem Ermessen festgesetzt. Der Höchstbetrag, der bei Ersatz des Verdienstausfalls pro Stunde nicht 
überschritten werden darf, wird auf 75,00 € festgesetzt. 
 
 
§ 2 Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt am 01.08.2019 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung  
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO.NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann; es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes  Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde Hüllhorst vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Hüllhorst, den 19.07.2019 
  Der Bürgermeister  
  In Vertretung: 
  gez. Vielstich 
 
 
 
194 Bekanntmachung 
  der Stadt Lübbecke 
  über die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes 
  Nr. 7/08/173 „Westlich Jägerbach“ 

 
Der Ausschuss für Bauen und Stadtentwicklung der Stadt Lübbecke hat in seiner Sitzung am 26.06.2019 folgenden Beschluss gefasst:  
 
1. Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurden keine Anregungen vorgebracht. Die wäh-

rend der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB eingegangenen 
Stellungnahmen sind entsprechend der Verwaltungsvorlage zu behandeln. 

2. Dem Entwurf zum Bebauungsplan Nr. 7/08/173 „Westlich Jägerbach“ mit der Begründung und dem Umweltbericht wird zugestimmt.  
3. Der Planentwurf ist mit der Begründung und dem Umweltbericht sowie den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen 

Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die Dauer eines Monats öffentlich auszulegen.  
 
Plangebiet  
Das Plangebiet liegt am östlichen Siedlungsrand der Kernstadt Lübbecke, nördlich der Bundesstraße B 65. Die Lage des Plangebietes und 
die Abgrenzung des Geltungsbereiches sind aus dem anschließend abgedruckten Kartenausschnitt ersichtlich. 
 
Ziel und Zweck der Planung 
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes sollen die erforderlichen Planungsrechte geschaffen werden, um der vorhandenen Nachfrage 
nach Grundstücken für den Wohnungsbau nachzukommen. 
 
Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung und Umweltbericht sowie den wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen 
Stellungnahmen liegt in der Zeit vom  
 
  15.08.2019 bis einschließlich 17.09.2019 
 
während der Dienststunden bei der Stadt Lübbecke, Bereich Stadtplanung, Kreishausstraße 2-4, im Flur des 1. OG Altbau, zur Einsichtnah-
me öffentlich aus. Während der Auslegungsfrist können zu dem Planentwurf Stellungnahmen abgegeben werden. 
 
  



 

 - 174 - 

Folgende umweltbezogene Informationen sind verfügbar und liegen ebenfalls öffentlich aus: 
 
1. Umweltbericht (NWP  Planungsgesellschaft mbH, Oldenburg)  als Teil  der Begründung mit Untersuchungen zu den Schutzgütern im 

Untersuchungsgebiet (Bestandsaufnahme und –bewertung sowie Prognose der Planauswirkungen unter Berücksichtigung von Vermei-
dungs- und Verminderungsmaßnahmen: 

 
Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
Potenzielle Vorkommen von Tierarten, Lebensraumeignung für Tierarten, Auswirkung der Bodenversiegelung 
 
Schutzgut Fläche und Boden 
Bodentypen, Bodenversiegelungen 
 
Schutzgut Wasser 
Auswirkungen auf das Grundwasser, Oberflächengewässer, Wasserschutz- und Überschwemmungsgebiete 
 
Schutzgut Klima/Luft 
Allgemeine Aussagen zu geländeklimatischen Gegebenheiten 
 
Schutzgut Landschaft 
 Landschaftsbild,  Kulturlandschaftsbereich „Wiehengebirgsvorland“ 
 
Schutzgut Mensch 
Erholungsfunktion, Belastung durch  Verkehr 
 
Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
Baudenkmäler, bodengebundene Sachgüter 
 
Wechselwirkungen 
Hinweis auf bestehende Wechselwirkungen im Bestand 
 
 

2. Schalltechnischer Bericht Büro Zech (Verkehrslärmimmissionen) 
 
 
Umweltrelevante Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange: 
 
1. Kreis Minden –Lübbecke, untere Naturschutzbehörde 
 • Hinweis auf Gewässerunterhaltung des Jägerbaches und Entwicklung eines Gewässerrandstreifens 
 • Hinweis auf Notwendigkeit der Benennung externer Ausgleichsmaßnahmen 
 
2. Wasserverband “Große Aue“ 
 • Hinweis auf Konzept zur naturnahen  Entwicklung (KNEF) im Bereich des Wasserverbandes Große Aue (Jägerbach; Stand 10/2004; 

Ingenieurbüro Objekt& Landschaft) 
 
3. Westfälisch-Lippischer Landwirtschaftsverband e.V., Kreisverband Minden-Lübbecke 
 • Hinweis auf Beeinträchtigung der Bodenfunktionen durch Bodenversiegelung 
 
 
Hinweis: 
Gemäß § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB können nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan 
unberücksichtigt bleiben. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Der vorstehende Beschluss über den Entwurf und die öffentliche Auslegung des Bebauungsplanes Nr. 7/08/173 „Westlich Jägerbach“ wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Diese Bekanntmachung und die zur Einsicht ausliegenden Unterlagen werden zusätzlich in das Internet unter 
www.luebbecke.de/bekanntmachungen eingestellt. 
 
Lübbecke, den 22.07.2019  
  Der Bürgermeister 
  Frank Haberbosch 
  

http://www.luebbecke.de/bekanntmachungen
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195 Bekanntmachung 
  10. Änderungsbeschluss 
 
Die Bezirksregierung Detmold - Dezernat 33 - Ländliche Entwicklung und Bodenordnung -hat als Flurbereinigungsbehörde beschlossen: 
 
1. Das mit Beschluss vom 10.05.2000 festgestellte und zuletzt durch den 9. Änderungsbeschluss vom 08.08.2018 geänderte Flurbereini-

gungsgebiet der Flurbereinigung Moorrandgraben wird gemäß § 8 Abs. 1 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) in der Fassung vom 
16.03.1976 (BGBl. I S. 546), zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 19.12.2008 (BGBl. I S. 2794), wie folgt geändert: 

 
 Zum Flurbereinigungsgebiet wird das nachfolgend aufgeführte Grundstück zugezogen und insoweit die Flurbereinigung angeordnet: 
 
 Regierungsbezirk Detmold 
 Kreis Minden-Lübbecke 
 
 Stadt Lübbecke 
 Gemarkung Nettelstedt 
 

Flur 1 Flurstück 1323 
 
 Aus dem Flurbereinigungsgebiet werden die nachfolgend aufgeführten Grundstücke  
 ausgeschlossen: 
 Regierungsbezirk Detmold 
 Kreis Minden-Lübbecke 
 
 Stadt Lübbecke 
 Gemarkung Eilhausen 
 
 Flur 1 Flurstücke 79, 80, 84, 87, 88, 90, 91, 93, 152/78, 155, 161, 162, 168 - 170, 172, 195, 199, 201, 203, 204, 208 - 210 
 
 Stadt Lübbecke 
 Gemarkung Eilhausen 
 
 Flur 2 Flurstücke 12, 44, 61, 62, 65, 160/20, 219/11, 220/11, 233/13,234/15,235/16, 246/46, 247/48, 248/49, 249/52, 251/57
   252/66, 266/137, 267/139, 282, 403 
 
 Stadt Lübbecke 
 Gemarkung Nettelstedt 
 
 Flur 2 Flurstücke 1, 4, 6, 7, 29, 33, 34 - 36, 38 - 41, 45 - 47, 49, 153 - 155, 156/1, 156/2, 178, 179, 183, 190, 191, 202/42,  
   222/176, 224/176, 227/63, 233/52, 234/56, 235/62, 236/63, 237/66, 251/152, 260 - 264,268, 295, 297,  
   301 - 303, 310, 317, 319, 322, 325, 327, 328, 332, 333, 339, 340, 
 
 Flur 3 Flurstücke 305/1, 344, 408, 466 
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 Stadt Lübbecke 
 Gemarkung Gehlenbeck 
 
 Flur 2 Flurstücke 34, 119, 162/35, 163/35, 164/31, 185/31, 186/31, 202/14,205/18, 206/20, 210/31, 227/12, 229/33, 259, 
    260, 263 
 
 Flur 3 Flurstücke 1146, 1159, 1160, 1280, 1284, 1294, 1297, 1298, 1304, 1346, 1353, 1393, 1432 – 1436, 1446 
 
 Flur 12 Flurstücke 960, 1001, 1003 
 
 Flur 13 Flurstücke 976, 1027, 1558 
 
 
 Gemeinde Hille 
 Gemarkung Hille 
 
 Flur 13 Flurstücke 174, 191 - 198, 204 - 210, 215, 216, 306, 395, 464, 465 
 
 
2. Das geänderte Flurbereinigungsgebiet ist auf der als Anlage zu diesem Beschluss genommenen Gebietskarte dargestellt. Das geänderte 

Flurbereinigungsgebiet hat nunmehr eine Größe von rd. 29 ha. 
 
3. Der Änderungsbeschluss mit Gründen und Gebietskarten wird den Städten Lübbecke, Petershagen und der Gemeinde Hille zugesandt. 
 
4. Der Eigentümer des zugezogenen Grundstückes ist Teilnehmer der durch den Flurbereinigungsbeschluss vom 10.05.2000 gebildeten 

Teilnehmergemeinschaft der Flurbereinigung „Moorrandgraben“ mit Sitz in Lübbecke-Gehlenbeck. 
 
 
  Gründe 
 
Der Ausschluss der Flurstücke aus dem vereinfachten Flurbereinigungsverfahren Moorrandgraben ist mit den Zielsetzungen des § 86 Abs. 1 
Nr. 1 und Nr. 3 FlurbG zu vereinbaren, da eine Neuordnung dieser Flurstücke nicht der Zielerreichung des Einleitungsbeschlusses vom 
10.05.2000 dient. Eine Neuordnung dieser Grundstücke bezweckt weder eine Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedingungen in 
der Land- und Forstwirtschaft noch eine Förderung der allgemeinen Landeskultur oder der Landentwicklung. 
 
Die Voraussetzungen für die Änderung des Flurbereinigungsgebietes liegen vor. Die neue Abgrenzung entspricht dem Flurbereinigungs-
zweck. Durch eine Überarbeitung der genehmigten Planung des Moorrandgrabens besteht kein weiterer Flächenbedarf mehr. 
 
Weitergehende Austausche von Grundstücken in den auszuschließenden Bereichen sind nicht mehr erforderlich. Durch den Ausschluss von 
Flurstücken aus dem ursprünglichen Verfahrensgebiet wird dieser Tatsache Rechnung getragen. 
 
 
  Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch bei der  
 
  Bezirksregierung Detmold, 32756 Detmold, 
 
erhoben werden. 
 
Der Widerspruch ist schriftlich bei der Bezirksregierung Detmold einzureichen  
oder zur Niederschrift bei der Bezirksregierung Detmold, Leopoldstr. 15, 32756 Detmold, zu erklären. 
 
Falls die Frist durch das Verschulden einer von Ihnen bevollmächtigten Person versäumt werden sollte, so würde deren Verschulden Ihnen 
zugerechnet werden.  
 
Der Widerspruch kann auch durch Übermittlung eines elektronischen Dokuments mit qualifizierter elektronischer Signatur an die elektro-
nische Poststelle der Behörde erhoben werden. Die E-Mail-Adresse lautet: poststelle@brdt.sec.nrw.de.  
 
Der Widerspruch kann auch durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem De-Mail-Gesetz erhoben 
werden. Die De-Mail-Adresse lautet:  
poststelle@brdt.nrw.de-mail.de. 
 
33615 Bielefeld, den 15.07.2019 
Dienstgebäude 
Stapenhorststraße 62 
Telefon: 05231 / 71 - 3311 
 
  Bezirksregierung Detmold 
  Dezernat 33 
  - Ländliche Entwicklung, Bodenordnung – 
  Flurbereinigung Moorrandgraben 
  Az: 33 B – 22001 – H Nr. 45 
 
  Im Auftrag 
 (S) gez. Tombrink 
  (Tombrink) 
  Planungsdezernent 
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196 Bekanntmachung 
  2. Änderungssatzung  
 zur Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für Kinder in Kindertagespflege, Kindertageseinrichtungen und 
  im Offenen Ganztag im Primarbereich (Elternbeitragssatzung) vom 30.06.2016 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV. NRW. S. 90), des § 90 
Abs. 1 Achtes Sozialgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.12.2004 (BGBL. I S. 3134), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 19.12.2018 (BGBL. I S. 2696), §§ 5 Abs. 2 und 23 des Gesetzes zur frühen Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbil-
dungsgesetz - KiBiz) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30.10.2007 (GV.NRW.S462), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 17.06.2014 (GV. NRW. S. 336) sowie § 9 Abs. 3 des Schulgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (SchulG NRW) vom 15. Februar 
2005 (GV. NRW S. 102), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27.06.2006 (GV. NRW. S. 278) hat der Rat der Stadt Porta West-
falica in seiner Sitzung am 08.07.2019 folgende 2. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für Kinder in Kin-
dertagespflege, Kindertageseinrichtungen und im Offenen Ganztag im Primarbereich (Elternbeitragssatzung) vom 30.06.2016 in der Fas-
sung der 1. Änderungssatzung vom 08.10.2018 beschlossen: 
 
  Artikel 1 
 
In § 5 Absatz 1 werden die Worte „wobei Kinderbetreuungskosten im Sinne des EStG nicht abzugsfähig sind“ ersatzlos gestrichen. 
 
  Artikel 2 
 
§ 5 Absatz 7 erhält folgende Fassung: 
„Wird nachgewiesen, dass die Beitragspflichtigen im Bezug von Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz, Kinderzuschlag gemäß § 6a des 
Bundeskindergeldgesetzes, laufenden Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch II (SGB II), nach dem Sozialgesetzbuch XII (SGB XII) oder Leis-
tungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz stehen, so erfolgt für den Zeitraum des Bezuges dieser Leistungen eine Eingruppierung in 
die erste Beitragsstufe (bis 18.000,00 €).“ 
 
  Artikel 3 
 
Die 2. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für Kinder in Kindertagespflege, Kindertageseinrichtungen 
und im Offenen Ganztag im Primarbereich (Elternbeitragssatzung) vom 30.06.2016 in der Fassung der 1. Änderungssatzung vom 
08.10.2018 tritt zum 01.08.2019 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 2. Änderungssatzung zur Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für Kinder in Kindertagespflege, Kindertagesein-
richtungen und im Offenen Ganztag im Primarbereich (Elternbeitragssatzung) vom 30.06.2016 der Stadt Porta Westfalica in der Fassung 
der 1. Änderungssatzung vom 08.10.2018 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder  
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Porta Westfalica vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 

die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Porta Westfalica, den 10.07.2019 
  Bernd Hedtmann 
  Bürgermeister 
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  der Stadt Porta Westfalica 
 
  Öffentliche Auslegung gem. § 3 (2) BauGB i.V.m. § 13a und b BauGB 
 
Aufgrund eines Fristversäumnisses wird der Bebauungsplan Nr. 88 „Östlich Bäckerstraße“ erneut öffentlich ausgelegt. Der Ausschuss für 
Planung und Umweltschutz der Stadt Porta Westfalica hat in seiner Sitzung am 13.05.2019 beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 88 „Öst-
lich Bäckerstraße“ im beschleunigten Verfahren gem. § 13 a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) auf Basis des § 13 b BauGB 
(Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren) aufzustellen. Ziel ist die Festsetzung eines allgemeinen Wohnge-
bietes und von Verkehrsflächen in der Gemarkung Lerbeck, Flur 2.  
  

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10882&val=10882&seite=90&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=1369&vd_back=N278&sg=0&menu=1
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Der Bebauungsplan wird gem. § 13 a Abs. 2 Satz 1 nach den Vorschriften des vereinfachten Verfahrens gem. § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 auf-
gestellt. Entsprechend wird von einer Umweltprüfung gem. § 13 Abs. 3 Satz 1 abgesehen. 
 
Die o.g. Entwürfe einschließlich Begründung, Artenschutzprüfung und FFH-Vorprüfung liegen in der Zeit vom 12.08. – 16.09.2019 während 
der Dienststunden, und zwar 
 
 - Montags von 8.30 bis 12.30 und 14.00 bis 16.00 Uhr 
 - Dienstags von 8.30 bis 12.30 und 14.00 bis 16.00 Uhr 
 - Mittwochs geschlossen 
 - Donnerstags von 8.30 bis 12.30 und 14.00 bis 17.00 Uhr 
 - Freitags von 8.30 bis 13.00 Uhr 
 
in der Abteilung Stadtplanung der Stadt Porta Westfalica in 32457 Porta Westfalica, Kempstraße 1, 2. OG zu jedermanns Einsichtnahme, 
aus. Über die Inhalte der Planung wird auf Verlangen Auskunft gegeben. Während dieser Zeit können Äußerungen schriftlich oder münd-
lich zur Niederschrift in der Abteilung Stadtplanung der Stadt Porta Westfalica vorgebracht werden. Darüber hinaus besteht auch die Mög-
lichkeit, einen individuellen Termin für die Einsichtnahme in der Abteilung Stadtplanung zu vereinbaren (Tel.: 0571/791-321). 
Zusätzlich können die Unterlagen auf der Internetseite der Stadt Porta Westfalica (www.portawestfalica.de/bauleitplanung) unter dem 
Punkt „Aktuelle Bebauungsplanverfahren“ heruntergeladen werden. 
 
Es liegen folgende umweltbezogene Unterlagen zur Einsichtnahme vor: 
 
[1]  Wesentliche Auswirkungen der Planung auf die Belange von Natur und Landschaft und den Artenschutz als Teil der Begründung. 
[2] Artenschutzprüfung (ASP) nach § 44 BNatSchG. 
[3]  FFH-Vorprüfung gemäß § 34 (1) BNatSchG  
 
Hinsichtlich der Umweltbelange wurden im Hinblick auf die Wirkfaktoren des Vorhabens insbesondere die Auswirkungen auf den Men-
schen, auf Tiere, auf Pflanzen, auf Fläche, auf Wasser und Boden, auf Klima und Luft, auf die Landschaft sowie auf Kultur- und Sachgüter 
geprüft.  
 
Umweltbezogene Informationen zum Schutzgut Mensch 
- finden sich in [1], 
- es werden Aussagen getroffen bzw. Hinweise gegeben zu: Auswirkungen auf Leben, Gesundheit und Wohlbefinden, Auswirkungen durch 
Immissionen wie Lärm und Gerüche, Auswirkungen durch Emissionen wie Lärm und Erschütterungen.  
 
Umweltbezogene Informationen zum Schutzgut Tiere 
- finden sich in [1], [2] und [3], 
- es werden Aussagen getroffen zu: Lebensraumpotential des Plangebietes für Brut-, Rast- und Zugvögel, für Fledermäuse, für Greifvögel, 
für Eulen, für Arten der strukturreichen Kulturlandschaften, für Amphibien, Auswirkungen durch Lebensraumverlust. 
 
Umweltbezogene Informationen zum Schutzgut Pflanzen 
- finden sich in [1] und [3], 
- es werden Aussagen getroffen bzw. Hinweise gegeben zu: Flächennutzung, Auswirkungen durch Lebensraumverlust. 
 
Umweltbezogene Informationen zum Schutzgut Fläche 
- finden sich in [1], 
- es werden Aussagen getroffen zu: Flächenneuinanspruchnahme, Siedlungsstruktur, Auswirkungen auf die Auslastung der vorhandenen 
technischen und sozialen Infrastruktur. 
 
Umweltbezogene Informationen zu den Schutzgütern Wasser und Boden 
- finden sich in [1], 
- es werden Aussagen getroffen bzw. Hinweise gegeben zu: vorhandene Oberflächengewässer, Auswirkungen auf den Grundwasserhaus-
halt, Nähe zu Wasserschutzgebieten, nat. Bodenarten, Bodenfruchtbarkeit, Bedeutung für die Landwirtschaft. 
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Umweltbezogene Informationen zu den Schutzgütern Klima und Luft 
- finden sich in [1], 
- es werden Aussagen getroffen bzw. Hinweise gegeben zu: klimazonale Einflüsse, Auswirkungen auf das Mikro- und Mesoklima. 
 
Umweltbezogene Informationen zum Schutzgut Landschaft 
- finden sich in [1], 
- es werden Aussagen getroffen zu: Auswirkungen auf das Landschaftsbild. 
 
Umweltbezogene Informationen zu den Schutzgütern Kultur- und Sachgüter 
- finden sich in [1], 
- es werden Aussagen getroffen bzw. Hinweise gegeben zu: Vorhandensein von Bodendenkmälern gem. § 2 (5) DSchG NRW. 
  
Es wird darauf hingewiesen, dass gemäß § 3 (2) BauGB ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung (Normenkontrolle) unzuläs-
sig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet gel-
tend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden können. 
 
Porta Westfalica, den 23.07.2019 
  Der Bürgermeister 
  Bernd Hedtmann 
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  Aufgebot 
 
Am 02.07.2019 wurde das Aufgebot des von der Sparkasse Minden-Lübbecke ausgestellten  
 
  Sparkassenbuches zu Konto Nr. 360 037 535 
beantragt.  
 
Der Inhaber der Urkunde wird aufgefordert, binnen drei Monaten bei der Sparkasse Minden-Lübbecke seine Rechte anzumelden und die 
Urkunde vorzulegen, da andernfalls das Sparkassenbuch für kraftlos erklärt wird.  
 
Minden, den 22.07.2019  
  SPARKASSE MINDEN-LÜBBECKE 
  Zweckverbandssparkasse des Kreises Minden-Lübbecke 
  und der Städte Minden und Petershagen 
  Der Vorstand 
  Böttcher  Hafer 
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